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§ 23b
(1) Macht in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in denen 

durch Klage ein Anspruch auf Grund dieses Gesetzes geltend 
gemacht wird, eine Partei glaubhaft, daß die Belastung mit 
den Prozeßkosten nach dem vollen Streitwert ihre wirtschaft­
liche Lage erheblich gefährden würde, so kann das Gericht 
auf ihren Antrag anordnen, daß die Verpflichtung dieser Par­
tei zur Zahlung von Gerichtskosten sich nach einem ihrer 
Wirtschaftslage angepaßten Teil des Streitwerts bemißt. Das 
Gericht kann die Anordnung davon abhängig machen, daß 
die Partei außerdem glaubhaft macht, daß die von ihr zu 
tragenden Kosten des Rechtsstreits weder unmittelbar noch 
mittelbar von einem Dritten übernommen werden. Die An­
ordnung hat zur Folge, daß die begünstigte Partei die Ge­
bühren ihres Rechtsanwalts ebenfalls nur nach diesem Teil 
des Streitwerts zu entrichten hat. Soweit ihr Kosten des 
Rechtsstreits auferlegt werden oder soweit sie diese über­
nimmt, hat sie die von dem Gegner entrichteten Gerichtsge­
bühren und die Gebühren seines Rechtsanwalts nur nach 
dem Teil des Streitwerts zu. erstatten. Soweit die außerge­
richtlichen Kosten dem Gegner auferlegt oder von ihm über­
nommen werden, kann der Rechtsanwalt der begünstigten 
Partei seine Gebühren von dem Gegner nach dem für diesen 
geltenden Streitwert beitreiben.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 kann vor der Geschäftsstelle 
des Gerichts zur Niederschrift erklärt werden. Er ist vor der 
Verhandlung zur .Hauptsache anzubringen. Danach ist er nur 
zulässig, wenn der angenommene oder festgesetzte Streitwert 
später durch das Gericht heraufgesetzt wird. Vor der Entschei­
dung über den Antrag ist der Gegner zu hören.

§ 24
(1) Für Klagen auf Grund dieses Gesetzes ist das Gericht 

zuständig, in dessen Bezirk der Beklagte seine gewerbliche 
Niederlassung oder in Ermangelung einer solchen seinen 
Wohnsitz hat. Für Personen, die im Inland weder eine ge­
werbliche Niederlassung noch einen Wohnsitz haben, ist das 
Gericht des inländischen Aufenthaltsorts zuständig.

(2) Für Klagen auf Grund dieses Gesetzes ist außerdem nur 
das Gericht zuständig, in dessen Bezirk die Handlung began­
gen ist.

§ 25
Zur Sicherung der in diesem Gesetze bezeichneten An­

sprüche auf Unterlassung können einstweilige Verfügungen 
erlassen werden, auch wenn die in den §§ 935, 940 der Zivil­
prozeßordnung bezeichneten Voraussetzungen nicht zutref­
fen.

§ 26 
aufgehoben

§ 27
(1) Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Anspruch 

auf Grund dieses Gesetzes geltend gemacht wird, gehören, so­
fern in erster Instanz die Landgerichte zuständig sind, vor die 
Kammern für Handelssachen; ausgenommen sind Rechtsstrei­
tigkeiten, in denen ein letzter Verbraucher einen Anspruch 
aus § 13a geltend macht, der nicht aus einem beiderseitigen 
Handelsgeschäft nach § 95 Abs. 1 Nr. 1 des Gerichtsverfas- 
sungsgesebzes herrührt.

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung für die Bezirke mehrerer Landgerichte 
eines von ihnen als Gericht für Wettbewerbsstreitsachen zu 
bestimmen, wenn dies der Rechtspflege in Wettbewerbsstreit­
sachen, insbesondere der Sicherung einer einheitlichen Recht­
sprechung, dienlich ist. Die Landesregierungen können diese 
Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen.

(3) Die Parteien können sich vor dem Gericht für Wettbe­
werbsstreitsachen auch durch Rechtsanwälte vertreten las­
sen, die bei dem Gericht zugelassen sind, vor das die Klage 
ohne die Regelung nach Absatz 2 gehören würde. Ent­
sprechendes gilt für die Vertretung vor dem Berufungsge­
richt.

(4) Die Mehrkosten, die einer Partei dadurch erwachsen, daß 
sie sich nach Absatz 3 durch einen nicht beim Prozeßgericht 
zugelassenen Rechtsanwalt vertreten läßt, sind nicht zu er­
statten.

§ 27a
(1) Die Landesregierungen errichten bei Industrie- und 

Handelskammern Einigungsstellen zur Beilegung von bür­
gerlichen Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Anspruch auf 
Grund dieses Gesetzes geltend gemacht wird (Einigungsstel- 
len).

(2) Die Einigungsstellen sind für den Fall ihrer Anrufung 
durch einen letzten Verbraucher oder einen in § 13 Abs. 2 
Nr. 3 genannten Verbraucherverband mit einem Rechtskundi­
gen, der die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen 
Richtergesetz hat, als Vorsitzendem und einer gleichen Anzahl 
von Gewerbetreibenden und Verbrauchern als Beisitzern, im 
übrigen mit dem Vorsitzenden und mindestens zwei sachver­
ständigen Gewerbetreibenden als Beisitzern zu besetzen. Der 
Vorsitzende soll auf dem Gebiete des Wettbewerbsrechts er­
fahren sein. Die Beisitzer werden von dem Vorsitzenden für 
den jeweiligen Streitfall aus einer alljährlich für das Ka­
lenderjahr aufzuste'llenden Liste der Beisitzer berufen. Die 
Berufung soll im Einvernehmen mit den Parteien erfolgen. 
Für die Ausschließung und Ablehnung von Mitgliedern der 
Einigungsstelle sind §§ 41 bis 43 und § 44 Abs. 2 bis 4 der Zi­
vilprozeßordnung entsprechend anzuwenden. Über das Ableh- 
nungsgesueh entscheidet das für den Sitz der Einigungsstelle 
zuständige Landgericht (Kammer für Handelssachen oder, 
falls es an einer solchen fehlt, Zivilkammer).

(3) Die Einigungsstellen können bei bürgerlichen Rechts­
streitigkeiten aus den §§ 13 und 13a von jeder Partei zu einer 
Aussprache mit dem Gegner über den Streitfall angerufen 
werden, soweit die Wettbewerbshandlungen den geschäft­
lichen Verkehr mit dem letzten Verbraucher betreffen. Bei 
sonstigen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten aus den §§ 13 
und 13a können die Einigungsstellen angerufen werden, wenn 
der Gegner zustimmt.

(4) Für die Zuständigkeit der Einigungsstellen ist § 24 ent­
sprechend anzuwenden.

(5) Der Vorsitzende-der Einigungsstelle kann das persön­
liche Erscheinen der Parteien anordnen. Gegen eine unent­
schuldigt ausbleibende Partei kann die Einigungsstelle ein 
Ordnungsgdld festsetzen. Gegen die Anordnung des persön­
lichen Erscheinens und gegen die Festsetzung des Ordnungs­
geldes findet die sofortige Beschwerde nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung an das für den Sitz der Einigungs- 
stelle zuständige Landgericht (Kammer für Handelssachen 
oder, falls es an einer solchen fehlt, Zivilkammer) statt.

(6) Die Einigungsstelle hat einen gütlichen Ausgleich an­
zustreben. Sie kann den Parteien einen schriftlichen, mit 
Gründen versehenen Einigungsvorschlag machen. Der Eini­
gungsvorschlag und seine Begründung dürfen nur mit Zu­
stimmung der Parteien veröffentlicht werden.

(7) Kommt ein Vergleich zustande, so muß er in einem be­
sonderen Schriftstück niedergelegt und unter Angabe des Ta­
ges seines Zustandekommens von den Mitgliedern der Eini­
gungsstelle, welche in der Verhandlung mitgewirkt haben, so­
wie von den Parteien unterschrieben werden. Aus einem vor 
der Einigungsstelle geschlossenen Vergleich findet die Zwangs­
vollstreckung statt; § 797a der Zivilprozeßordnung ist ent­
sprechend anzuwenden.

(3) Die Emigungsstelle kann, wenn sie den geltend gemach­
ten Anspruch von vornherein für unbegründet oder sich selbst 
für unzuständig erachtet, die Einleitung von Einigungsver­
handlungen ablehnen.

(9) Durch die Anrufung der Einigungsstelle wird die Ver­
jährung in gleicher Weise wie durch Klageerhebung unter­
brochen. Die Unterbrechung dauert bis zur Beendigung des 
Verfahrens vor der Einigungsstelle fort. Kommt ein Vergleich 
nicht zustande, so ist der Zeitpunkt, zu dem das Verfahren 
beendet ist, von der Einigungsstelle festzustellen. Der Vor­
sitzende hat dies den Parteien mitzuteilen. Wird die Anrufung


